3 Preußiſche Geſchſammllt 


Jahrgang 1918 Nr. 22. 


Inhalt: Eiſenbahnanleihegeſetz, S. 128. — Geſeß über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben 
der Gemeinden und Gemeindeverbände, S. 126. — Geſetz über Kriegszuſchläge zu den Gebühren 
der Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten, S. 128. — Bekannt ⸗ 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten 
landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 180. 


(Nr. 11663.) Eiſenbahnanleihegeſetz. Vom 2. Juli 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
91. 


() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Erweiterung, Vervollſtändigung 
und beſſeren Ausrüſtung des Staatseiſenbahnnetzes ſowie zur Beteiligung des 
Staates an dem Bau von Kleinbahnen die folgenden Beträge zu verwenden: 

J. zur Herſtellung von zweiten und weiteren Gleiſen auf den Strecken: 

1. (Stettin) Pommerensdorf-Kavelwiſch, Grunderwerb 2 000 000 Mark, 


2. Pyrmont-Himmighauſe n. 9244000 „ 
3. Hohenbudberg-Duisburg⸗Hochfeld Süd (drittes und 

viertes Gleis), weitere Köſten 31714000 > 
4. Hohenbudberg-Uerdingen-Crefeld⸗Linn (fünftes und 

ſechſtes Gleis), Teilaus führung 65 350500000 


zuſammen 48 658 000 Mark; 
II. zu nachſtehenden Bauaus führungen: 
I. Erweiterung des Oberſchleſiſchen Schmalſpurnetzes, 
eee, 2.0 2 583 000 Mark, 
2. Herſtellung einer öſtlichen Ver- 
bindungsbahn in der Nähe 
von Waldhauſen bei Hannover 712 000 „ 
Seite.... z 295 000 Mark 48 658 000 Mark 
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Übertrag .... 3 295 000 Mark 48 658 000 Mark 
3. Herſtellung von Verbindungen ER 
von dem neuen Rangierbahn⸗ 
hofe Gremberg nach dem 
Rangierbahnhofe Kalk Nord 
und der Südbrücke bei Cöln 5 600 000 
4. Deckung der Mehrkoſten für 
bereits genehmigte Bauaus⸗ 
führungen, und zwar: 
a) der Eiſenbahn von Seifen 
i. Weſterwald nach Linz 
F 3000 » 
b) der Eiſenbahn von Nien⸗ 
burg a. Weſer nach Min⸗ 
den i. Weſtf. mit Ab⸗ 
zweigung nach Stadt⸗ 
hagen e 12 780 000 >» 
c) des zweiten Gleiſes auf 
der Strecke Wemmets⸗ 
weiler-Primsweiler .. 500000 „ 
d) des dritten und vierten 
Gleiſes auf der Strecke 
Luckenwalde - Jüterbog. 3 976 000 >» 


uljammen enen 26181000 Mark; 
III. zur Erhöhung der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Bahnnetzes: 
1. Beſchaffung von Fahrzeugen 
für die beſtehenden Staats⸗ 
eee 597 200 000 Mark, 
2. Ausrüſtung vorhandener Gü⸗ f 
terzugfahrzeuige mit der 


Kunze⸗Knorr Bremſe 6300000 „ 
3. örtliche Einrichtungen für die , 
Betriebsführung mit der 
Kunze⸗Knorr Brenfe...... 3000000 „ 
4. ſonſtige Ausgaben 43513000 > 
85 zufammen .... 650 013 000 Mark; 
i IV. zur weiteren Förderung des Baues von Klein⸗ 
Bahnen F 1500000 >» 


insgeſamt ... . 726352000 Mark. 
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(2) Über die Verwendung des Fonds zu IV wird dem Landtag alljährlich 
Rechenſchaft abgelegt werden. 5 


92. 

() Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der Mittel für die 
im § 1 unter I bis III vorgeſehenen Bauausführungen und Beſchaffungen im 
e i de RW 724 852 000 Mark 
die dem Staate zur freien Verfügung anheimgefallenen 
Fonds der durch das Eiſenbahnanleihegeſetz vom 14. Juni 1912 
(Geſetzſamml. S. 171) für den Staat erworbenen Bergheimer 
Kreisbahnen und der Mödrath-Liblav-Brühler Eiſenbahn im 
Betrage von mindeſte s 495 000 >» 
mitzuverwenden. 

Etwaige Beiträge Dritter ſind ohne Anrechnung auf 

die Anleihe durch Abſetzung von den Bauausgaben zu 


verrechnen. 
Für den nach Abzug der vorgenannten 495 000 Mark 
zu deckenden Reſtbetrag im § 1 Nr. bis III von 724 357 000 „ 
ſowie zur Deckung des im §1 unter IV vorgeſehenen 
Veit nx EN 1500000 „ 


ſind Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schat- 
anweiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſo⸗ 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

(0 Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen 
in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löſung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufs⸗ 
zeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem 
die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel 
aufhört. 5 
6) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Sing- 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 

28° 
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Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beftimmt der Finanzminiſter. Ebenſo bleibt 
ihm im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der näheren 
Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(6) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. S. 1197) des Geſetzes vom 8. März 1897, 
betreffend die Tilgung der Staatsſchulden (Geſetzſamml. S. 43), und des Geſetzes 
vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die Eifen- 
bahnverwaltung (Geſetzſamml. S. 155), anzuwenden. 


63. 

(1) Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $ 1 unter I bis III 
bezeichneten Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile durch Veräußerung bedarf zu ihrer 
Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags. 

(2) Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf die beweglichen Beſtandteile 
und Zubehörungen dieſer Eiſenbahnen und Eiſenbahnteile und auf die unbeweg⸗ 
lichen inſoweit nicht, als ſie nach der Erklärung des Miniſters der öffentlichen 
Arbeiten für den Betrieb der betreffenden Eiſenbahnen entbehrlich ſind. 


94 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 2. Juli 1918. 
i Siegel.) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 


Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 


\ 


(Mr. 11664.) Geſetz über weitere Beihilfen zu Kriegswohlfahrtsausgaben der Gemeinden und 
Gemeindeverbände. Vom 2. Juli 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: N 


e re 3 


Sr 
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. 
Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag bis zu 300 Millionen Mark 
zur Verfügung geſtellt, um Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung 
ihrer Ausgaben für Kriegswohlfahrtszwecke Beihilfen zu gewähren. 


982. 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 er⸗ 
forderlichen Summe Staatsſchuldverſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen 
oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeits⸗ 
termin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und 
Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem ber 
ſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie 
im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchrei⸗ 
bungen in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. N 

Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung 
fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage 
vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Umlaufszeit 
der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die 
Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel 
aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher 
Umlaufszeit ſowie zu welchen Kurſen die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

Im übrigen ſind wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 
1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden (Geſetzſamml. S. 43), und des 
Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Ausgleichsfonds für die 
Eiſenbahnverwaltung (Geſetzſamml. S. 155), anzuwenden. 


„ 


85 5 
Die Ausführung dieſes Geſetzes liegt dem Miniſter des Innern und dem 
Finanzminiſter ob. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 2. Juli 1918. 


(Siegel.) Wilhelm. 
Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 
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(Nr. 11665.) Geſetz über Kriegszuſchläge zu den Gebühren der Notare, Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher und zu den Gerichtskoſten. Vom 6. Juli 1918] 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 


was folgt: 


FI 

Die den Notaren und den Gerichtsvollziehern nach der Gebührenordnung 
für Notare vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 233) und nach dem Geſetz, ent⸗ 
haltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 
und der Gerichtsvollzieher, vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 6. September 1910 (Geſetzſamml. S. 261) zuſtehenden Gebühren 
erhöhen ſich um drei Zehntel. 

92. 

Die Gebührenſätze des Artikel 3 des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, 
vom 21. März 1910 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. September 
1910 Geſetzſamml. S. 261) erhöhen ſich um drei Zehntel. 


f 93. 

Soweit in dem Geſetz, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über 
die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, und in der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare auf Gebührenſätze und Vergütungen für Auslagen verwieſen 
iſt, welche durch das Reichsgeſetz vom 1. April 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173) 
erhöht worden ſind, finden die erhöhten Gebührenſätze und Auslagenvergütungen 
Anwendung. ö 


wu 


= 


94. 

Die Gebühren für die im zweiten Abſchnitte des erſten Teils des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 184) bezeichneten Ge⸗ 
ſchäfte und die Gebühr für die Erteilung eines Teilbriefs (§ 67 Nr. 1 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes) erhöhen ſich um drei Zehntel. 


88 
Die im § 113 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und im § 19 Abſ. 2 
der Gebührenordnung für Notare beſtimmte Schreibgebühr von 20 Pfennig für 
die Seite erhöht ſich auf 40 Pfennig. Die Seite muß mindeſtens 32 Zeilen von 
durchſchnittlich 15 Silben enthalten. 
Soweit in anderen Geſetzen auf $ 113 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
verwieſen iſt, finden die Vorſchriften im Abſ. 1 Anwendung. 


§ 6. 

Die Vorſchriften der §§ 1 bis 3 finden Anwendung auf alle zur Zeit des 
Inkrafttretens des Geſetzes noch nicht beendigten Geſchäfte, die Vorſchriften des 
L4 auf alle zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes noch nicht fällig gewordenen 
Gerichtskoſten. 

Mit dem Ablauf von zwei Jahren nach der Beendigung des gegenwärtigen 
Kriegszuſtandes tritt das Geſetz außer Kraft. Die Gebühren für die vor dem 
Tage des Außerkrafttretens erteilten Aufträge und die vor dieſem Tage bereits 
fällig gewordenen Gerichtskoſten find nach den Vorſchriften der §§ 1 bis 4 zu 
berechnen. 5 i 
Der Zeitpunkt, zu welchem der Kriegszuſtand als beendigt anzuſehen iſt, 
wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 6. Juli 1918. 


Siegel.) Wilhelm. 


Graf v. Hertling. Friedberg. v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 
Graf v. Roedern. v. Waldow. Spahn. Drews. Schmidt. 
v. Eiſenhart⸗Rothe. Hergt. Wallraf. 5 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 
Be 1. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
5 a ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 28. Februar 
ER 1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Hafen- 
betriebsgeſellſchaft Wanne-Serne m. b. H. in Wanne zur Anlage einer Klein- 
bahn vom Staatsbahnhofe Wanne nach einem bei der Zeche Konſtantin 
in Herne anzulegenden Kleinbahnhofe mit Abzweigung nach einem bei der 
Zeche Carolinenglück in Bochum anzulegenden Ubergabebahnhofe, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung in Arnsberg Nr. 11 S. 56, aus⸗ 
gegeben am 16. März 1918; 
2. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 3. Mai 
1918, betreffend die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des der Überland⸗ 
. zentrale Stettin, Aktiengeſellſchaft in Stettin, durch die Allerhöchſten Erlaſſe 
vom 10. Februar 1913 und 30. Juni 1914 verliehenen Enteignungsrechts 
für die Anlagen zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes 
innerhalb der Kreiſe Randow, Greifenhagen, ÜUckermünde, Pyritz und 
Prenzlau, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung in Stettin Nr. 22 S. 152, ausgegeben am 
1. Juni 1918, und 5 
der Königl. Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 23 
S. 213, ausgegeben am 8. Juni 1918, 
3. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 17. Mai 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Reichs⸗ 
Militär-) Fiskus zur Anlage einer Privatanſchlußbahn von der Fliege: 
kaſerne in Poſen nach dem Staatsbahnhof Elſenmühle, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung in Poſen Nr. 23 S. 201, ausgegeben a. 
8. Juni 1918; 
4. der auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung vom 16. Auguſt 1914 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 153) ergangene Erlaß des Staatsminiſteriums vom 18. Mat 
1918, betreffend die Verleihung des Enteignungsrechts an das Erftwerk, 
Aktiengeſellſchaft in Grevenbroich, zur Erweiterung des Erftwerkes und 
die Jurückziehung des dem Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk unterm 
16. Februar 1918 verliehenen Enteignungsrechts, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung in Düſſeldorf Nr. 24 S. 185, ausgegeben am 
15. Juni 1918. 


Sa Rediglert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
VBeſtellangen anf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1208 bu 1333 m 
6,25 & und 1884 bis 1913 u 4,60 0) find an die Poftanftalten zu richten. 


